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1. Name der verantwortlichen Stelle: 

Bürgschaftsbank Hessen GmbH (BB-H) (im Folgenden Bürgschaftsbank genannt) 
 
2. Leiter der verantwortlichen Stelle: 

Geschäftsführer: 
Udo Theuerkorn 
Sven Volkert 

 
3. Kontaktdaten des/der Datenschutzbeauftragten: 

Daniela Reichwein 
Gustav-Stresemann-Ring 9 
65189 Wiesbaden 
Datenschutz@bb-h.de 
Tel: 0611/1507-0 

 
4. Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle: 

Gustav-Stresemann-Ring 9 
65189 Wiesbaden 
info@bb-h.de 
Tel: 0611/1507-0  

 
5. Relevante Daten und Quelle der Daten 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung von Ihnen 
erhalten. Zudem verarbeiten wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich- perso-
nenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnisse, Grund-
bücher, Handels- und Vereinsregister, Presse, Medien) zulässigerweise gewonnen haben oder sonstigen    
Dritten (z.B. Kreditauskunftei, einer Hausbank) berechtigt übermittelt werden. 
 
Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten, Ge-
burtstag und -ort sowie Staatsangehörigkeit), Legitimationsdaten (z.B. Ausweisdaten), Authentifikations-
daten (z.B. Unterschriftsprobe) und Bankverbindungsdaten. Darüber hinaus können dies auch Auftrags-
daten, Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Umsatzdaten im Zahlungsver-
kehr), Informationen über Ihre finanzielle Situation (z.B. Bonitätsdaten, Scoring- oder Ratingdaten, Her-
kunft von Vermögenswerten), kreditrelevante Daten (z.B. Einnahmen und Ausgaben), mögliche Werbe- 
und Vertriebsdaten, Dokumentationsdaten (z.B. Gesprächsprotokoll) sowie andere mit den genannten 
Kategorien vergleichbare Daten sein.  

 
6. Zwecke und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG).  

 
Die Rechtsgrundlage ist sowohl die Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit.a) DS-GVO) als auch die Erfüllung von 
vertraglichen Pflichten ( Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO) und die Erfüllung rechtlicher Pflicht (Art. 6 Abs. 1 lit 
c) DS-GVO) sowie das berechtigte Interesse (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO) im Zusammenhang mit dem 
Verhältnis zwischen dem Betroffenen und der Bürgschaftsbank. 

 
6.1.  Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 lit. b DS-GVO)  

Die Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 4 Nr. 2 DS-GVO) erfolgt zur Erbringung von Bankge-
schäften, insbesondere, um Anfragen / Anträge hinsichtlich der Bürgschafts- / Beteiligungsübernahme, -
bearbeitung, -abwicklung und des -regresses zu bearbeiten.  
Die weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbeitung können Sie den jeweiligen Vertragsunterla-
gen und Geschäftsbedingungen entnehmen. 
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6.2. Im Rahmen der Interessenabwägung 

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages hinaus zur 
Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten. Beispiele: 
§ Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. SCHUFA, Creditreform) zur Ermittlung  
von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken, 
§ Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit Sie der Nutzung Ihrer Daten nicht widerspro-
chen haben; 
§ Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten, 
§ Gewährleistung der IT-Sicherheit und unseres IT-Betriebs, 
§ Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, 
§ zur Wahrung des Hausrechts, zur Sammlung von Beweismitteln bei Überfällen und Betrugsdelikten  
oder zum Nachweis von Verfügungen und Einzahlungen  
§ Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z. B. Zutrittskontrollen) Maßnahmen zur Ge-

schäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten. 
 
6.3.  Aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO) 

Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke 
(z.B. Newsletter-Versand) erteilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Ein-
willigung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch für den 
Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der DS-GVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns 
gegenüber erteilt worden sind. Der Widerruf einer Einwilligung wirkt erst für die Zukunft und berührt nicht 
die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten. 

 
6.4. Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 lit. c DS-GVO) oder im öffentlichen Interesse (Art. 6 

Abs. 1 lit. e DS-GVO) 
Zudem unterliegen wir als Kreditinstitut diversen rechtlichen Verpflichtungen, das heißt gesetzlichen An-
forderungen (z. B. Kreditwesengesetz, Geldwäschegesetz, Wertpapier-handelsgesetz, Steuergesetze) 
sowie bankenaufsichtsrechtlichen Vorgaben (z. B. der Europäischen Zentralbank, der Europäischen Ban-
kenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu 
den Zwecken der Verarbeitung gehören unter anderem die Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und 
Geldwäscheprävention, die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten sowie die Bewertung 
und Steuerung von Risiken. 

 
7. Empfänger der Daten 

Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer vertraglichen 
und gesetzlichen Pflichten brauchen. Auch von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) 
können zu diesen genannten Zwecken Daten erhalten. Dies sind Unternehmen in den Kategorien IT-
Dienstleistungen, Telekommunikation. 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb unserer Bank ist zunächst zu beachten, 
dass wir zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, 
von denen wir Kenntnis erlangen. Informationen über Sie dürfen wir nur weitergeben, wenn gesetzliche 
Bestimmungen dies gebieten, Sie eingewilligt haben oder wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt 
sind. Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z. B. sein: 

§ Öffentliche Stellen und Institutionen (z.B. Europäische Zentralbank, Europäische Bankenaufsicht, Deut-
sche Bundesbank, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Finanzbehörden, Strafverfolgungs-
behörden, Familiengerichte, Grundbuchämter) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder behördlichen Ver-
pflichtung,  

§ andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleichbare Einrichtungen, an die wir zur Durch-
führung der Geschäftsbeziehung mit Ihnen personenbezogene Daten übermitteln (je nach Vertrag z.B. 
Auskunfteien),  

§ Gläubiger oder Insolvenzverwalter, welche im Rahmen einer Zwangsvollstreckung anfragen,  
§ Dienstleister, die wir im Rahmen von Auftragsverarbeitungsverhältnissen heranziehen z.B. Dienstleister 

im Bereich Postversand 
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Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie uns Ihre Einwilligung zur Datenüber-
mittlung erteilt haben bzw. für die Sie uns vom Bankgeheimnis gemäß Vereinbarung oder Einwilligung 
befreit haben oder an die wir aufgrund einer Interessenabwägung befugt sind, personenbezogene Daten 
zu übermitteln. 

 
8. Speicherdauer 

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange dies für die Erfüllung unserer 
gesetzlichen Pflichten erforderlich ist. 

 
Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr erforderlich, werden 
diese regelmäßig gelöscht bzw. anonymisiert, es sei denn, deren -befristete- Weiterverarbeitung- ist er-
forderlich zu folgenden Zwecken: 

 
§ Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten, die sich z.B. ergeben können aus: Han-

delsgesetzbuch (HGB), Abgabenordnung (AO), Kreditwesengesetz (KWG), Geldwäschegesetz (GwG) 
und Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Doku-
mentation betragen in der Regel zwei bis zehn Jahre.  

§ Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften. Nach den §§ 195 ff 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei 
die regelmäßige Verjährungsfrist 3 Jahre beträgt. 

 
9. Übermittlung der Daten in ein Drittland 

Sofern wir Daten in einem Drittland (d.h. außerhalb der Europäischen Union (EU) oder des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR)) verarbeiten oder dies im Rahmen der Inanspruchnahme von Diensten Dritter 
oder Offenlegung, bzw. Übermittlung von Daten an Dritte geschieht, erfolgt dies nur, wenn es zur Erfüllung 
unserer (vor)vertraglichen Pflichten, auf Grundlage Ihrer Einwilligung, aufgrund einer rechtlichen Verpflich-
tung oder auf Grundlage unserer berechtigten Interessen geschieht. Vorbehaltlich gesetzlicher oder ver-
traglicher Erlaubnisse, verarbeiten oder lassen wir die Daten in einem Drittland nur beim Vorliegen der 
besonderen Voraussetzungen der Art. 44 ff. DS-GVO verarbeiten. D.h. die Verarbeitung erfolgt z.B. auf 
Grundlage besonderer Garantien, wie der offiziell anerkannten Feststellung eines der EU entsprechenden 
Datenschutzniveaus (z.B. für die USA durch das „Privacy Shield“) oder Beachtung offiziell anerkannter 
spezieller vertraglicher Verpflichtungen (so genannte „Standardvertragsklauseln“). 

 
10. Auskunftsrecht / Recht auf Löschung / Recht auf Einschränkung der Verarbeitung  

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung 
nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf Löschung nach Art. 17 DS-GVO, das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Art. 20 DS-GVO. Beim 
Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darüber 
hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO i.V.m. § 19 
BDSG). 
Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten können Sie jederzeit uns gegen-
über widerrufen. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 
DS-GVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Bitte beachten Sie, dass der 
Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht 
betroffen. 
 

11. Pflicht zur Bereitstellung von Daten  
Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie diejenigen personenbezogenen Daten bereitstel-
len, die für die Aufnahme, Durchführung und Beendigung einer Geschäftsbeziehung und zur Erfüllung 
der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich 
verpflichtet sind. Ohne diese Daten sind wir nicht in der Lage, einen Vertrag mit Ihnen zu schließen, 
diesen auszuführen und zu beenden. 
Insbesondere sind wir nach den geldwäscherechtlichen Vorschriften verpflichtet, Sie vor der Begründung 
der Geschäftsbeziehung beispielsweise anhand Ihres Ausweisdokumentes zu identifizieren und dabei 
Ihren Namen, Ihren Geburtsort, Ihr Geburtsdatum, Ihre Staatsangehörigkeit sowie Ihre Wohnanschrift zu 
erheben. Damit wir dieser gesetzlichen Verpflichtung nachkommen können, haben Sie uns nach dem 
Geldwäschegesetz die notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und sich im 
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Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen unverzüglich anzuzeigen. Sollten Sie uns die not-
wendigen Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von Ihnen gewünschte 
Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen. 

 
12. Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung 

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir grundsätzlich keine vollautoma-
tisierte Entscheidungsfindung gemäß Artikel 22 DS-GVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen ein-
setzen, werden wir Sie hierüber und über Ihre diesbezüglichen Rechte gesondert informieren, sofern dies 
gesetzlich vorgegeben ist. 

 
13. Profilbildung /Scoring 

Wir verarbeiten Ihre Daten nicht automatisiert mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten 
(Profiling). Wir setzen kein Profiling ein. 
 

14. Bestehen eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertrag-
barkeit 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die 
Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Absatz 1 lit f der DS-
GVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen. 
Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei 
denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, 
Rechte und Freiheiten überwiegen oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 
15. Recht auf Widerruf der Einwilligung 

Sofern die Datenverarbeitung auf Grund einer Einwilligung erfolgt, besteht jederzeit das Recht auf Wider-
ruf der Einwilligung. Die vor Widerruf durchgeführte Verarbeitung bleibt rechtmäßig. Sofern die Engage-
mentbearbeitung noch nicht beendet ist, erfolgt die weitere Datenverarbeitung auf Grundlage des beste-
henden Vertrags. 

 
16. Beschwerderecht bei Aufsichtsbehörde 

Es besteht ein Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde. Bei dieser handelt es sich um den Landesbe-
auftragten für den Datenschutz Hessen mit folgender Anschrift: 
Gustav-Stresemann-Ring 1 
Delta Haus 2. Obergeschoss 
65189 Wiesbaden 
Tel.: 0611/1408-0               
Fax: 0611/1408-611 
E-Mail: poststelle@datenschutz.hessen.de 


